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Vierte Verordnung 


zur Änderung cler Durchführungsbestimmungen zum Zuckersteuergesetz 

Vom 15. November 1966 


Aul Grund des § 2 des Zuckerstcuergeselzes in 
der Fassung vom 19. August 1959 (BundesgesetzbL 1 
S. 645), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än¬ 
derung des Zuckersleuergesctzes vom 15. Januar 
1965 (Bundosgesetzhl. 1 S. 9), wird verordnet: 

Artikel 1 

Der § 3 der Durchführungsbestimmungen zum 
Zuckersteuergesetz vom 19. August 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 647), zuletzt geändert durch die Dritte 
Verordnung zur Änderung der Durchführungs¬ 
bestimmungen zum Zuckersteuergesetz vom 5. No¬ 
vember 1965 (BundesgesetzbL 1 S. 1813), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1. Nr. 1 erhält der erste Satz folgende 
Fassung: 

„Einfache Mischungen von Zucker im Sinne des 
§ 1 des Zuckersfeuergesetzes mit anderen Stof- 
len, ohne Rücksicht auf ihre Einordnung im Zoll¬ 
tarif und den Zeitpunkt, in dem die einzelnen 
Bestandteile miteinander vermischt worden sind, 
sofern das Eigengewicht des Zuckers mindestens 
zehn Hundertleile des Eigengewichts der Waren 
beträgt;/' 

2. ln Absatz 1 Nr. 2 erhalten die Buchstaben a und 
c folgende Fassung: 

,,a) Waren der Nrn. 17.01 und 17.02 des Zoll¬ 
tarifs, soweit sie kein Zucker im Sinne des 
§ 1 des Zuckersteuergesetzes sind/' 
irc) Waren der Nr. 18.06 des Zolltarifs;". 

3. In Absatz 3 Satz 5 werden die Worte „mit den in 
Absatz 1 Nr. 1 genannten Stoffen" ersetzt durch 
die Worte „mit anderen Stoffen“. 


4. In Absatz 4 

a) erhält die Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. bei Waren der Nr. 17.01 des 

Zolltarifs 95 v. H. 

bei Kunsthonig, auch mit na¬ 
türlichem Honig vermischt, 
aus Nr. 17.02 des Zolltarifs 80 v. II. 
bei den anderen Waren der 
Nr. 17.02 des Zolltarifs 70 v.IJ/V; 

b) werden in Nummer 2 Buchstabe a die Worte 
„Wasser, Aroma-, Geschmack- oder Farb¬ 
stoffe“ ersetzt durch die Worte „Aroma-, 
Geschmack- oder Farbstoffe allein oder mit¬ 
einander oder neben diesen Stoffen noch 
Wasser“; 

c:) werden in Nummer 3 vor den Worten „bei 
gefüllter Schokolade“ die Worte eingefügt: 
„bei Kakaopulver, nur ge¬ 
zuckert, der Nr. 18.06 -A des 
Zolltarifs 90 v. H.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 {Bundes- 
gesetzbl. T S. 1) in Verbindung mit § 12 Abs. 2 des 
Dritten überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am vierzehnten Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 15. November 1966 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Grund 
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Fünfte Verordnung 

zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Heimkehrergesetzes 

Vom 19. November 1966 


Auf Grund des § 11 des Heimkehrergesetzes vom 
19. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 221), zuletzt ge¬ 
ändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän¬ 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 23. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 1018), verordnet die Bundes¬ 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates: 


Artikel I 

§ 5 der Verordnung zur Durchführung des Heim¬ 
kehrergesetzes vom 13. Juli 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 327), zuletzt geändert durch die Vierte Verord¬ 
nung zur Änderung der Verordnung zur Durchfüh¬ 
rung des Heimkehrergesetzes vom 5. Mai 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 325), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der öffent¬ 
lichen Fürsorge" durch die Worte „der Sozialhilfe 
und der öffentlichen Jugendhilfe 1 2 3 4 5 * * * * * 11 ersetzt. 

2. In Absatz 4 werden 

a) die Zahl „225" durch die Zahl „330", 

b) die Zahl „80" durch die Zahl „160" und 

c) die Zahl „60" durch die Zahl „100" 
ersetzt. 

3. Absatz 5 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

,,c) Kindergeld nach dem Bundeskindergeld¬ 
gesetz,". 

4. Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Gewährung eines Zuschlages für Kinder 
entfällt ferner in der Höhe, in der für sie ein 
Anspruch auf Kinderzuschlag nach besoldungs¬ 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder 
auf Leistungen nach § 7 Abs. 6 des Bundeskinder- 
geldgesetzcs besteht." 

5. Absatz 12 erhält folgende Fassung: 

„(12) Nicht als Einkommen im Sinne der Ab¬ 

sätze 7 bis 10 gelten Leistungen, die nicht oder 

nicht hauptsächlich für den Lebensunterhalt, son¬ 

dern als zweckgebundene oder zweckbestimmte 

Sonderleistungen gewährt werden, besonders 

Pflegegeld aus der gesetzlichen Unfallversiche¬ 
rung, 


Pflegezulage nach dem Bundesversorgungs¬ 
gesetz, auch soweit in anderen Gesetzen be¬ 
stimmt ist, daß Leistungen in entsprechender 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes 
gewährt werden, 

Unterhaltsbeträge für einen Führhund oder 
fremde Führung, soweit sie auf Gesetz oder 
Verordnung beruhen, 

Ersatz der Kosten für Kleider- und Wäsche¬ 
verschleiß nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
auch soweit in anderen Gesetzen bestimmt ist, 
daß Leistungen in entsprechender Anwendung 
des Bundesversorgungsgesetzes gewährt wer¬ 
den, oder nach der Reichsversicherungsordnung, 

Leistungen im Rahmen einer Heilbehandlung 
oder Anstaltspflege nach dem Bundesversor¬ 
gungsgesetz, auch soweit in anderen Gesetzen 
bestimmt ist, daß Leistungen in entsprechender 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes 
gewährt werden, nach der Reichsversicherungs¬ 
ordnung, dem Angestelltenversicherungsgesetz 
oder dem Reichsknappschaftsgesetz, 

Entlassungsgeld undübergangsbeihilfe nach dem 
Heimkehrergesetz, 

Leistungen aus Anlaß der Mutterschaft nach der 
Reichsversicherungsordnung, dem Mutterschutz¬ 
gesetz oder dem Heimkehrergesetz, 

Grundrenten und Schwerstbeschädigtenzulagen 
der Beschädigten nach dem Bundesversorgungs¬ 
gesetz, auch soweit in anderen Gesetzen be¬ 
stimmt ist, daß Leistungen in entsprechender 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes 
gewährt werden, 

Renten, die den Opfern nationalsozialistischer 
Verfolgung wegen einer durch die Verfolgung 
erlittenen Gesundheitsschädigung gewährt 
werden, bis zur Höhe des Betrages, der in der 
Kriegsopferversorgung bei gleicher Minderung 
der Erwerbsfähigkeit als Grundrente und 
Schwerstbeschädigtenzulage gewährt werden 
würde, 

Aufwandsentschädigungen, soweit sie nicht 
steuerpflichtig sind, 

Leistungen zum Zwecke der Erziehung, Er¬ 
werbsbefähigung und Berufsförderung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, auch soweit in 
anderen Gesetzen bestimmt ist, daß Leistungen 
in entsprechender Anwendung des Bundesver- 
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sorgungsgesely.es gcvwü'hrl. werden, nach der 
Reichsvcirsidiern ngsoi dnu ng, dem Angestellten- 
versichenrngsgeseiy, dem Roichsknappschafts- 
gesel./, dem I Iciinikehrergeselz oder demLasten- 
ausgleidisgesol;/, die für Angehörige des Heim¬ 
le ehrers g ew ä b rt werden. 

Ferner gellen nicht als Einkommen die in Absatz 5 
aufgelührten Leistungen und Leistungen nach 
dem Bimdosso/ialhiHegesetz und dem Gesetz für 
.Jugendwohlfahrt." 


Artikel II 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
überleitungsgeseizes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 27 a des Heim¬ 
kehrergesetzes auch im Land Berlin, 

Artikel III 

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Bonn, den 19. November 1966 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Hans Katzer 


Verordnung 

zu § 12 Abs. 2 des Berlinhilfegesetzes 
Vom 25. November 1966 


Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Berlinhilfegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 

1964 (Bundesgesetzbl. I S. 674), zuletzt geändert 
durch die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 

1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), verordnet die Bun¬ 
desregierung: 

§ 1 

Die umsatzsteuerlichen Vergünstigungen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 und nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes sind 
auf die Lieferungen von Fleisch und genießbarem 
Schlachtabfall von Rindern, Kälbern, Schweinen und 
Schafen, frisch, gekühlt oder gefroren, nicht anzu¬ 
wenden; ausgenommen sind 

1. Fleisch und genießbarer Schl acht ab fall von Tieren, 
die in Berlin (West) geschlachtet worden sind, 

2. Fleisch in Einzelpackungcn bis zu 1 000 g. 

Bonn, den 25. November 1 

Für den Bu 
Der Bundesministe 
Sehr 


§ 2 

Die Vorschrift des § 1 ist auf Lieferungen anzu¬ 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1966 ausgeführt 
werden. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 32 des Berlinhilfe¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt; am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


ideskanzier 
r des Auswärtigen 
öder 


Der Bundesminister der Finanzen 
Schmucker 
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